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Gesetz vom 19. November 2015, mit dem die Land- und forstwirtschaftliche
Berufsausbildungsordnung 1993 gedndert wird

Der Landtag hat in Ausfihrung des Land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes,
BGBI. Nr. 298/1990, in der Fassung des Gesetzes BGBI. | Nr. 157/2013, beschlossen:

Die Land- und forstwirtschaftliche Berufsaushildungsordnung 1993 - LFBAO, LGBI. Nr. 51/1993,
in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 79/2013, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag ,,§ 11a Ausbildungseinrichtungen* die Eintréage ,,8 11b
Vertrauensrat in Ausbildungseinrichtungen® und ,.8 11c Teilnahme an internationalen Ausbildungs-
programmen* eingefigt.

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 13:
»8 13 Zulassung zur Priifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter*

3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag ,,§ 14b Ausbildungsversuche* der Eintrag ,,8 14c Berufs-
bezeichnung der Facharbeiterin oder des Facharbeiters“ eingefiigt.

4. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag ,,8 21 Erwerb und Nachweis besonderer Fahigkeiten* der
Eintrag ,,8 21a Berufsbezeichnung der Meisterin oder des Meisters* eingefligt.

5.8 1 Abs. 1 lit. b lautet:

,,0) familieneigene Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer, soweit sie im § 3 Abs. 1 Z 1 und 2 LArbO
angefihrt sind.*

6. 8 1 Abs. 2 lautet:

»(2) Nach MaRgabe der Bestimmungen des 3. Abschnittes erstreckt sich der Geltungsbereich dieses
Gesetzes auch auf die in der Land- und Forstwirtschaft Beschaftigten, die nicht dem Personenkreis des
Abs. 1 angehdren, inshesondere auch auf die in der Landwirtschaft selbstdndig Erwerbstétigen.*

7. 8 4 lautet:

»84
Lehrberufe

Die Berufsaushildung umfasst die Ausbildung

. in der Landwirtschaft;

. im landlichen Betriebs- und Haushaltsmanagement;
. im Gartenbau;

. im Feldgemiisebau;

. im Obstbau und in der Obstverwertung;

. im Weinbau und in der Kellerwirtschaft;

. in der Molkerei- und Kasereiwirtschaft;

. in der Pferdewirtschaft;

. in der Fischereiwirtschaft;

. in der Gefliigelwirtschaft;

. in der Bienenwirtschaft;

. in der Forstwirtschaft;

. in der Forstgarten- und Forstpflegewirtschaft;

. in der landwirtschaftlichen Lagerhaltung;

15. in der Biomasseproduktion und land- und forstwirtschaftlichen Bioenergiegewinnung.*
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8. Dem § 7 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Wird ein Lehrberuf im Zusammenhang mit einer anderen Ausbildung, deren gleichzeitige oder
dazwischen erfolgende Absolvierung mit der Erreichung des Lehrzieles vereinbar ist, erlernt, kann auf
Antrag, der in Verbindung mit der Anmeldung oder Abé&nderung des Lehrvertrages zu stehen hat, im



Lehrvertrag eine gegentber der fir den Lehrberuf festgesetzten Dauer der Lehrzeit jeweils um bis zu 18
Monate langere Dauer des Lehrverhéltnisses vereinbart werden.*

9. § 8 lautet:

.88
Lehrbetrieb und Lehrberechtigte, Anerkennung

(1) Ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb darf nur dann als Lehrbetrieb fur einen oder mehrere
Lehrberufe anerkannt werden, wenn er durch seine Flhrung, seine GriRe, seine Art und seine den 8§ 76
bis 94h LArbO entsprechenden betrieblichen Einrichtungen eine zweckentsprechende und ausreichende
Ausbildung in jenem Lehrberuf gewahrleistet, in dem Lehrlinge ausgebildet werden sollen.

(2) Voraussetzung fiir die Anerkennung von Lehrberechtigten oder Ausbilderinnen und Ausbildern
ist die personliche und fachliche Eignung zur Ausbildung von Lehrlingen. Die personliche Eignung ist
unter Bedachtnahme auf die bisherige Lebensfiihrung zu beurteilen. Sie ist jedenfalls bei Personen nicht
gegeben, die wegen einer vorsatzlich begangenen Straftat aufgrund eines Offizialdeliktes von einem
Gericht verurteilt worden sind, wenn diese Verurteilung weder getilgt worden ist noch der beschrénkten
Auskunft nach dem Tilgungsgesetz 1972 unterliegt.

(3) Fachlich geeignet sind Personen, die

1. eine hohere land- und forstwirtschaftliche Lehranstalt, eine Universitit, Fachhochschule oder
Hochschule mit einschlégiger Fachrichtung absolviert haben, sofern

a) padagogisch-didaktische Inhalte und rechtlich relevante Bestimmungen fiir die Lehraus-
bildung vermittelt wurden oder

b) Ausbilderkurse oder Ausbildungslehrgdnge mit Inhalten nach lit. a absolviert worden sind
oder

2. im betreffenden Ausbildungsgebiet die Priifung zur Meisterin oder zum Meister abgelegt haben,
oder

3. bei denen eine hinreichende tatséchliche fachliche Eignung zur zweckentsprechenden und ausrei-
chenden Ausbildung von Lehrlingen angenommen werden kann und der erfolgreiche Besuch von
mindestens vierzigstindigen Ausbilderkursen oder Ausbildungslehrgangen, die auch pédago-
gisch-didaktische Fahigkeiten vermitteln, nachgewiesen wird. Eine hinreichende tatséchliche
fachliche Eignung liegt jedenfalls vor, wenn ein einschlégiger land- und forstwirtschaftlicher
Betrieb gefiihrt wird oder wenn eine einschldgige Prifung zur Facharbeiterin oder zum Fach-
arbeiter im betreffenden Ausbildungsgebiet oder eine gleichwertige Ausbildung nachgewiesen
wird.

(4) Ist die Eigentimerin oder der Eigentlimer eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes eine
juristische Person oder wird der Betrieb nicht durch die Eigentlimerin oder den Eigentlimer geleitet oder
erfillt die Eigentiimerin oder der Eigentlimer nicht die Voraussetzungen geméaR Abs. 2 und 3, kann eine
Anerkennung als lehrberechtigte Person nur dann erfolgen, wenn im Betrieb eine fachliche geeignete
Dienstnehmerin oder ein fachlich geeigneter Dienstnehmer oder eine sonst fachlich geeignete im Betrieb
tatige Person mit der Ausbildung von Lehrlingen beauftragt ist (Ausbilderin oder Ausbilder).

(5) Wenn in einem Lehrbetrieb die fiir den Lehrberuf wesentlichen Fertigkeiten und Kenntnisse nicht
in vollem Umfang vermittelt werden kdnnen, ist die Ausbildung von Lehrlingen dann zuléssig, wenn eine
erganzende Ausbildung durch Ausbildungsmalinahmen in einem anderen geeigneten und anerkannten
Lehrbetrieb oder einer anderen geeigneten oder ermdchtigten Einrichtung erfolgt. Eine solche ergdnzende
Ausbildung ist nur dann zul&ssig, wenn im Lehrbetrieb die fur den Lehrberuf wesentlichen Fertigkeiten
und Kenntnisse Uberwiegend selbst ausgebildet werden kénnen.

(6) Die erganzende Aushildung darf hochstens zwdlf Monate betragen.

(7) Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat die ergénzende
Ausbildung bezogen auf die Fertigkeiten und Kenntnisse gemaR dem Berufshild sowie bezogen auf das
Lehrjahr festzulegen. Eine die ergénzende Ausbildung betreffende Vereinbarung ist Bestandteil des
Lehrvertrages; sie ist entweder im Lehrvertrag zu treffen oder dem Lehrvertrag als Anhang anzuschlief3en
und bei der Anmeldung des Lehrvertrages zur Eintragung vorzulegen. Die land- und forstwirtschaftliche
Lehrlings- und Fachaushildungsstelle darf einen Lehrvertrag, in dem die Durchfiihrung einer ergadnzenden
Ausbildung in einem anderen geeigneten Betrieb oder in einer anderen geeigneten Einrichtung vereinbart
wird, nur genehmigen, wenn dieser Betrieb oder diese Einrichtung die Voraussetzungen des Abs. 1
erfullt.



(8) Wurde festgestellt, dass die Ausbildung von Lehrlingen nur dann zul&ssig ist, wenn eine ergan-
zende Ausbildung gemaR Abs. 7 erfolgt, und wird ein Lehrvertrag bei der land- und forstwirtschaftlichen
Lehrlings- und Fachausbildungsstelle angemeldet, der keine solche ergédnzende Ausbildung vorsieht, so
hat diese festzustellen, ob und inwieweit diese erganzende Ausbildung noch erforderlich ist, wenn der
Lehrvertrag nicht innerhalb angemessener Frist ergénzt wurde.

(9) Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat bei Anerkennung
eines Betriebes als Lehrbetrieb festzustellen, ob in diesem eine schwerpunktméRige Ausbildung im Sinne
des § 24 Abs. 1a erfolgen kann. Sie ist bei der Anerkennung als Lehrberechtigter oder als Lehrbetrieb
festzulegen und in die Lehrvertrdge aufzunehmen.

(10) Zur Sicherung einer sachgeméRen Ausbildung sind folgende Verhéltniszahlen betreffend das
Verhaltnis der Anzahl der Lehrlinge zur Zahl der im Betrieb beschéftigten Ausbilderinnen und Aus-
bildern einzuhalten:

1. auf je funf Lehrlinge zumindest eine Ausbilderin oder ein Ausbilder, die oder der nicht aus-
schlieBlich mit Ausbildungsaufgaben betraut ist;

2. auf je 15 Lehrlinge zumindest eine Ausbilderin oder ein Ausbilder, die oder der ausschlief3lich
mit Ausbildungsaufgaben betraut ist.

Weiters darf jede im Betrieb beschaftigte, fachlich einschlagig ausgebildete Person hdchstens zwei
Lehrlinge ausbilden.*

10. 8§ 9 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Anerkennung als Lehrberechtigte oder Lehrberechtigter und als Lehrbetrieb ist schriftlich
bei der land- und forstwirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle zu beantragen und erfolgt
durch diese nach Anhérung der Land- und Forstwirtschaftsinspektion, sofern die VVoraussetzungen des 8§ 8
Abs. 1 bis 4 eingehalten werden.*

11. In § 9 Abs. 3 wird das Zitat ,,§ 8 Abs. 1 bis 6“ durch das Zitat ,,§ 8 Abs. 1 bis 4“ ersetzt.

12. Dem § 11a Abs. 1 wird folgender Satz angeflgt:

»,Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat die Land- und
Forstwirtschaftsinspektion von der Bewilligung zu informieren.*

13. Nach § 11a werden folgende 88 11b und 11c eingefigt:

»8 11b
Vertrauensrat in Ausbildungseinrichtungen

(1) Personen, die in Ausbildungseinrichtungen ausgebildet werden, haben fiir jeden Standort einen
Vertrauensrat zu wahlen. Der Vertrauensrat hat die Aufgabe, die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheit-
lichen und kulturellen Interessen der Auszubildenden wahrzunehmen. Er

1. hat die Inhaberin oder den Inhaber der Ausbildungseinrichtung auf allfallige Mangel aufmerksam
zu machen und entsprechende MalRnahmen anzuregen;

2. kann Vorschlége zu allen die Ausbildung betreffenden Fragen machen.

Werden den Mitgliedern des Vertrauensrates personliche Verhaltnisse oder Angelegenheiten der von
ihnen vertretenen Auszubildenden bekannt, die ihrer Bedeutung oder ihren Inhalt nach einer vertraulichen
Behandlung bedurfen, so haben sie dariiber Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausbildungseinrichtung hat dem Vertrauensrat fur seine Auf-
gaben die erforderliche Zeit zu gewéhren und die notwendigen Mittel und Sacherfordernisse unentgeltlich
zur Verfligung zu stellen. Sie oder er ist verpflichtet,

1. mit dem Vertrauensrat vierteljahrlich, auf dessen Verlangen auch monatlich, gemeinsame Be-
ratungen uber laufende Angelegenheiten der Ausbildung zu fiihren,

2. ihn uber alle wichtigen Angelegenheiten zu informieren,
3. ihm die zur Erfullung seiner Aufgaben erforderlichen Auskinfte zu erteilen und
4. ihn in die Planung der Ausbildung einzubeziehen.
Die Mitglieder des Vertrauensrates diirfen in der Ausilibung ihrer Tatigkeit nicht beschrankt und nicht
benachteiligt werden.
(3) Der Vertrauensrat besteht fir jeden Standort der Ausbildungseinrichtung

1. mit bis zu 30 Auszubildenden aus einem Mitglied, das aus dem Kreis der Auszubildenden
kommen muss,



2. mit 31 bis 50 Auszubildenden an einem Standort aus zwei Mitgliedern,
3. mit 51 bis 100 Auszubildenden an einem Standort aus drei Mitgliedern.

Far je weitere bis zu 100 Auszubildende an einem Standort erhéht sich die Zahl der Mitglieder um je ein
weiteres Mitglied.

(4) Die Tatigkeit der Mitglieder des Vertrauensrates beginnt mit dem Zeitpunkt ihrer Wahl und endet
1. mit dem Zeitpunkt der Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers oder

2. des Ausscheidens aus der Ausbildungseinrichtung sowie

3. bei Ricktritt von der Funktion.

Im Fall des Ausscheidens ober bei Riicktritt von der Funktion bernimmt die auf Grund des Wahlergeb-
nisses nachstgereihte Person die Funktion.

(5) Die Wahl der Mitglieder des Vertrauensrates erfolgt jahrlich in freier, gleicher und geheimer
Wahl durch alle am Standort der Ausbildungseinrichtung zum Zeitpunkt der Wahl in einem Ausbildungs-
verhaltnis befindlichen Personen im vierten Quartal jeden Jahres in einer Versammlung der Auszubilden-
den. Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausbildungseinrichtung ist verpflichtet, die fur die Durchfiihrung
der Wahl erforderliche Infrastruktur zur Verfligung zu stellen. Die Wahl kann binnen eines Monats bei
der Einigungskommission durch jede Wahlberechtigte oder jeden Wahlberechtigten angefochten werden,
wenn wesentliche Bestimmungen des Wahlverfahrens oder leitende Grundsétze des Wahlrechts, insbe-
sondere des freien, gleichen und geheimen Wahlrechts, verletzt werden und dadurch das Wahlergebnis
beeinflusst wird.

(6) Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat durch Verordnung

1. weitere Regelungen (ber die Rechte und Pflichten der Mitglieder des Vertrauensrates festzu-
legen. Dabei ist den Mitgliedern des Vertrauensrates die Mdglichkeit einzurdumen, innerhalb der
Ausbildungszeit Beratungsgespréche mit der Interessenvertretung zu fiihren und jedem Mitglied
des Vertrauensrates Bildungsfreistellung bis zum Hdéchstausmall von fiinf Arbeitstagen zu
gewéhren. Dem Vertrauensrat ist einmal pro Funktionsperiode das Recht einzurdumen, mit der
Auftraggeberin oder dem Auftraggeber oder der tberwiegenden Fordergeberin oder dem uber-
wiegenden Fordergeber der Aushildungseinrichtung, sofern diese vorhanden sind, ein Gesprach
Uber Qualitatssicherung der Ausbildung zu fihren;

2. eine Wahlordnung festzulegen, die nahere Bestimmungen zu enthalten hat Gber

a) die Einberufung der Wahl, wobei die Versammlung der Auszubildenden die Wahlkommission
zu bestellen, die Inhaberin oder der Inhaber der Ausbildungseinrichtung fir jeden Standort
eine Wéhlerliste zu erstellen und die Wahlkommission Zeit und Ort festzulegen hat,

b) die Erstellung von Wahlvorschlagen, wobei das Vorschlagsrecht jeder oder jedem Wahlbe-
rechtigten zusteht,

c) die Auflage einheitlicher Stimmzettel durch die Wahlkommission,

d) die Leitung der Wahl, den Wahlvorgang im Wahllokal, die Ermittlung des Wahlergebnisses
und die Giiltigkeit der Stimmzettel und

e) die erforderlichen Quoren nach dem Mehrheitsprinzip, die Annahme der Wahl und die unver-
zigliche Kundmachung des Wahlergebnisses.

§1lc
Teilnahme an internationalen Ausbildungsprogrammen

(1) Die Zeit der Teilnahme an internationalen Ausbildungsprogrammen ist von der land- und forst-
wirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle bis zu vier Monate pro Lehrjahr auf die Lehrzeit
anzurechnen.

(2) Die Zeit der Teilnahme an internationalen Ausbildungsprogrammen, bei denen eine dem Berufs-
bild des Lehrberufs fiir die Ausbildung im entsprechenden Lehrjahr entsprechende Ausbildung absolviert
wird, ist von der land- und forstwirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle bis zu sechs
Monate pro Lehrjahr auf die Lehrzeit anzurechnen. Diese angerechneten Zeiten verringern die gemaR
Abs. 1 anzurechnende Zeit nicht.

(3) Die Lehrberechtigte oder der Lehrberechtigte hat der land- und forstwirtschaftlichen Lehrlings-
und Fachausbildungsstelle ohne unnétigen Aufschub, spatestens jedoch binnen vier Wochen nach dem
Abschluss, die Teilnahme an einem internationalen Ausbildungsprogramm gemal Abs. 1 oder 2 anzu-
zeigen.”

14. Die Uberschrift zu § 13 lautet:



»Zulassung zur Prifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter*
15. In 8 13 Abs. 1 Z 3 wird die Zahl ,,140“ durch die Zahl ,,200* ersetzt.
16. § 13 Abs. 4 entfallt.
17. § 14 lautet:

»814
Nachsicht zu den Zulassungsvoraussetzungen

Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat auf Antrag eine Person
zur Prifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter zuzulassen, wenn diese Person das 20. Lebensjahr
vollendet hat und glaubhaft macht, dass sie auf andere Weise die im betreffenden Lehrberuf
erforderlichen Fertigkeiten und Kenntnisse erworben hat. Ein solcher Erwerb liegt vor, wenn die Person
nach Erflllung der allgemeinen Schulpflicht wenigstens vier Jahre im betreffenden Ausbildungsgebiet der
Land- und Forstwirtschaft in einer Weise praktisch tatig war, die eine hinreichende tatsachliche
Befahigung als gegeben erscheinen lasst und einen Vorbereitungskurs von mindestens 200
Unterrichtsstunden erfolgreich besucht hat.“

18. In 8 14b Abs. 5 wird die Wortfolge ,,Wirtschaft und Arbeit” durch die Wortfolge ,,Arbeit, Soziales und
Konsumentenschutz* ersetzt.

19. Nach § 14b wird folgender § 14c eingeftigt:

,»8 14c
Berufsbezeichnung der Facharbeiterin oder des Facharbeiters

Die erfolgreiche Ablegung der Prifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter oder eine die
Prifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter ersetzende Ausbildung (§ 15 Abs. 1) berechtigt je nach
Lehrberuf zur Fihrung einer der folgenden Berufsbezeichnungen:

1. Facharbeiterin oder Facharbeiter Landwirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter landliches Betriebs- und Haushaltsmanagement;
. Facharbeiterin oder Facharbeiter Gartenbau;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Feldgemusebau;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Obstbau und Obstverwertung;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Weinbau und Kellerwirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Molkerei und Késereiwirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Pferdewirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Fischereiwirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Geflligelwirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Bienenwirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Forstwirtschaft;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Forstgarten- und Forstpflegewirtschaft;
. Facharbeiterin oder Facharbeiter landwirtschaftliche Lagerhaltung;

. Facharbeiterin oder Facharbeiter Biomasseproduktion und land- und forstwirtschaftliche Bio-
energiegewinnung.”
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20. § 15 Abs. 1 lautet:

,»(1) Die Lehre und die Prufung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter werden ersetzt durch

1. den erfolgreichen Besuch einer dreijéhrigen land- und forstwirtschaftlichen Fachschule in der
Hauptfachrichtung;

2. den erfolgreichen Besuch einer héheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalt, einschlagiger
Universitaten oder Fachhochschulen in den einschlagigen Ausbildungsbereichen, wenn die Aus-
bildungsbereiche an diesen héheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten, Universitaten
oder Fachhochschulen den einzelnen Ausbildungsberufen entsprechen.*

21. 8§ 15 Abs. 4 lautet:

,»(4) Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle kann nach Anhérung
der Bundes-Lehrlings- und Fachausbildungsstelle mit Verordnung die einschldgigen Universititen und



Fachhochschulen und einschlagigen Ausbildungsbereiche (Abs. 1 Z 2) néher bestimmen. Mal’gebend sind
die Lehr- und Studienpléne, abgelegte Priifungen und der Ausbildungsbereich.*

22. Dem § 15 wird folgender Abs. 5 angefugt:

»(5) Ist eine Verordnung nach Abs. 4 nicht erlassen worden oder der Abschluss einer Bildungsein-
richtung darin nicht beriicksichtigt, so hat die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbil-
dungsstelle auf Antrag, nach Anhérung der Bundes-Lehrlings- und Fachausbildungsstelle, unter Bedacht-
nahme auf den jeweiligen Lehr- und Studienplan, abgelegte Prifungen und den Ausbildungsbereich, mit
Bescheid zu entscheiden, ob der erfolgreiche Besuch der Bildungsreinrichtung gemaR Abs.1 Z?2
einschlagig flr den beantragten Ausbildungsbereich ist und die Lehre und die Priifung zur Facharbeiterin
oder zum Facharbeiter ersetzt.*

23. Dem § 18d werden folgende Abs. 3 bis 6 angefugt:

»(3) Bei Personen geméaR § 18c Z 3 kann bei Vorliegen gesundheitlicher Griinde sowohl in Lehrver-
trdgen gemalR § 18a als auch in Ausbildungsvertrdgen gemal? § 18b eine Reduktion der regulédren tag-
lichen und wochentlichen Normalarbeitszeit vereinbart werden.

(4) Lehrverhdltnisse gemaR § 18a mussen jedenfalls im Ausmall der Reduktion der Normalarbeits-
zeit verlangert werden. Die Gesamtdauer der verlangerten Lehrzeit darf die gem&l § 18a Abs. 2 zul&ssige
Dauer nicht Gberschreiten.

(5) Bei Ausbildungsverhaltnissen gemaR § 18b ist eine Reduktion um bis zur Halfte der Normal-
arbeitszeit zulassig, wobei sich die Mindestdauer der Ausbildungszeit gema § 18b im Ausmal der
Reduktion der Normalarbeitszeit verlangert. Die Gesamtdauer der Ausbildungszeit darf drei Jahre nicht
Ubersteigen.

(6) Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat vor Eintragung des
Lehrvertrages oder des Ausbildungsvertrages drztliche Gutachten oder sonstige arztliche Unterlagen zu
beriicksichtigen.”

24. Der bisherige Text des § 18e erhalt die Absatzbezeichnung ,,(1)“ und folgender Abs. 2 wird angefligt:

.»(2) Bei einem Wechsel in eine andere Ausbildungsform gemaR § 18h entfallt die in § 18c vorge-
sehene Voraussetzung eines Vermittlungsversuches durch das Arbeitsmarktservice.*

25. In §18e Abs. 1 Z 2 (neu) wird das Wort ,,Bundessozialamts® durch das Wort ,,Sozialministerium-
services" ersetzt.

26. In § 18f Abs. 1 wird das Wort ,,Bundessozialamt® durch das Wort ,,Sozialministeriumservice* ersetzt.

27. 8 18g Abs. 1 lautet:

»(1) Die Feststellung der in einer Ausbildung nach § 18b erworbenen Qualifikationen erfolgt durch
eine Abschlussprifung am Ende der Ausbildungszeit, frihestens jedoch zw6lf Wochen vor dem regulédren
Ende der Ausbildung. Die Abschlussprifung ist von einer oder einem von der land- und forstwirtschaft-
lichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle zu nominierenden Expertin oder Experten des betreffenden
Berufsbereichs und einem Mitglied der Berufsausbildungsassistenz durchzufuhren und findet im
Lehrbetrieb oder einer sonst geeigneten Einrichtung statt.

28. § 189 Abs. 3 lautet:

»(3) Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat dartiber ein Ab-
schlusspriifungszeugnis auszustellen. Im Abschlussprifungszeugnis sind die festgestellten Fertigkeiten
und Kenntnisse zu dokumentieren.*

29. Dem § 18h Abs. 1 wird folgender Text angefiigt:

»Beim Wechsel von einem Lehrverhdltnis nach 8 6 in ein Lehrverhdltnis nach § 18a oder in ein Ausbil-
dungsverhéltnis nach § 18b hat die Berufsausbildungsassistenz zu bestétigen, dass die von der betref-
fenden Person begonnene Lehre in der reguldren Form voraussichtlich nicht erfolgreich abgeschlossen
werden kann. Die sonstigen Voraussetzungen des § 18c Z 4 entfallen.*



30. § 18;j entfallt.
31. 8 19 lautet:

»819
Zulassung zur Prifung zur Meisterin oder zum Meister
Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle hat folgende Personen zur
Prifung zur Meisterin oder zum Meister zuzulassen, wenn sie

1. mindestens drei Jahre als Facharbeiterin oder Facharbeiter tatig waren und einen Vorbereitungs-
lehrgang von mindestens 360 Stunden erfolgreich besucht haben und das 20. Lebensjahr
vollendet haben;

2. mindestens drei Jahre einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gefiihrt haben und einen
Vorbereitungslehrgang von mindestens 360 Stunden erfolgreich besucht haben und das 24.
Lebensjahr vollendet haben;

3. ein Studium an einer einschldgigen Universitit oder Fachhochschule abgeschlossen haben oder
Absolventin oder Absolvent einer htheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalt sind, wenn
die Ausbildungsbereiche an diesen Universitdten, Fachhochschulen oder héheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten den einzelnen Ausbildungsberufen entsprechen. Bei Zu-
lassung sind Umfang und Ausmal der anzurechnenden Fachbereiche einschlieRlich der schrift-
lichen Arbeiten festzulegen;

4. eine Nachsicht gemaR § 20 erhalten haben.*

32. 8 20 lautet:
820
Nachsicht von den Zulassungsvoraussetzungen
Die Landesregierung hat nach Anhdrung der Lehrlings- und Fachausbildungsstelle bei Vorliegen

einer hinreichenden Beféhigung eine Nachsicht von den Zulassungsvoraussetzungen zur Prifung zur
Meisterin oder zum Meister zu erteilen, wenn die nachsichtswerbende Person

1. nach Erflllung der allgemeinen Schulpflicht eine mindestens siebenjahrige praktische Tatigkeit
in dem betreffenden Ausbildungsgebiet der Land- und Forstwirtschaft aufweist und

2. einen Vorbereitungslehrgang fir Meisterinnen und Meister im Ausmaf von mindestens 360
Stunden erfolgreich besucht hat.*

33. Nach § 21 wird folgender § 21a eingefiigt:

»82la
Berufsbezeichnung der Meisterin oder des Meisters

(1) Eine Prufung zur Meisterin oder zum Meister gilt als erfolgreich abgelegt, wenn alle in der
Prufungsordnung vorgesehenen Teilprifungen sowie die Abschlusspriifung positiv beurteilt wurden. Die
Hausarbeit flr die Meisterin oder den Meister ist vor einer Priifungskommission zu présentieren.

(2) Die erfolgreiche Ablegung der Prufung zur Meisterin oder zum Meister berechtigt je nach

Ausbildungsgebiet zur Fiihrung einer der folgenden Berufsbezeichnungen:

1. Meisterin oder Meister Landwirtschaft;
. Meisterin oder Meister l&ndliches Betriebs- und Haushaltsmanagement;
. Meisterin oder Meister Gartenbau;
. Meisterin oder Meister Feldgemusebau;
. Meisterin oder Meister Obstbau und Obstverwertung;
. Meisterin oder Meister Weinbau und Kellerwirtschaft;
. Meisterin oder Meister Molkerei und Kasereiwirtschaft;
. Meisterin oder Meister Pferdewirtschaft;
. Meisterin oder Meister Fischereiwirtschaft;
. Meisterin oder Meister Gefligelwirtschaft;
. Meisterin oder Meister Bienenwirtschaft;
. Meisterin oder Meister Forstwirtschaft;
. Meisterin oder Meister Forstgarten- und Forstpflegewirtschaft;
. Meisterin oder Meister landwirtschaftliche Lagerhaltung;
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15. Meisterin ~ oder  Meister  Biomasseproduktion und land- und forstwirtschaftliche
Bioenergiegewinnung.*

34. In § 24 wird nach dem Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(12) In der Ausbildungsordnung kénnen fir bestimmte Lehrberufe auch zusatzlich schwerpunkt-
maRig auszubildende Kenntnisse und Fertigkeiten festgelegt werden, die entsprechend der Anerkennung
als Lehrbetrieb durch den Lehrbetrieb zu vermitteln sind. Die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings-
und Fachausbildungsstelle hat vor Festlegung des Inhaltes und der Bezeichnung eines Schwerpunktes die
Bundes-Lehrlings- und Fachausbildungsstelle zu horen. Die Lehrzeitdauer in der Ausbildung in unter-
schiedlichen Schwerpunkten eines Lehrberufes ist gleich. Die Aufnahme der Bezeichnung des
Schwerpunktes in das Zeugnis Uber die mit Erfolg abgelegte Priifung zur Facharbeiterin oder zum
Facharbeiter oder zur Meisterin oder zum Meister ist nur zuldssig, wenn das in der Ausbildungsordnung
vorgesehen ist.”

35. In § 26 Abs. 2 Z 2 wird die Wortfolge ,,wer mit der Priifungskandidatin oder dem Priifungskandidaten
verheiratet“ durch die Wortfolge ,wer Ehegattin oder Ehegatte oder eingetragene Partnerin oder
eingetragener Partner der Prifungskandidatin oder des Prifungskandidaten ersetzt.

36. § 32a lautet:

,»8 32a
Verweise

(1) Verweise in diesem Gesetz auf Bundesgesetze sind als Verweise auf folgende Fassungen zu
verstehen:

1. Berufsausbildungsgesetz - BAG, BGBI. Nr. 142/1969, in der Fassung des Gesetzes BGBI. |
Nr. 78/2015;

2. Land- und forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz - LFBAG, BGBI. Nr. 298/1990, in der
Fassung des Gesetzes BGBI. | Nr. 157/2013;

3. Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz - JASG, BGBI. | Nr. 91/1998, in der Fassung des Gesetzes
BGBI. | Nr. 82/2008;

4. Behinderteneinstellungsgesetz - BEinstG, BGBI. Nr. 22/1970, in der Fassung des Gesetzes
BGBI. | Nr. 57/2015;

5. Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz - NAG, BGBI. 1 Nr.100/2005, in der Fassung des
Gesetzes BGBI. | Nr. 119/2015;

6. Tilgungsgesetz 1972, BGBI. Nr. 68/1972, in der Fassung des Gesetzes BGBI. | Nr. 87/2012.

(2) Verweise in diesem Gesetz auf Richtlinien sind als Verweise auf folgende Fassungen zu
verstehen:

1. Richtlinie 2005/36/EG (ber die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABI. Nr. L 255 vom
30.09.2005 S. 22;

2. Richtlinie 2004/38/EG Uber das Recht der Unionsbirger und ihrer Familienangehérigen, sich im
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, ABI. Nr.L 158 vom
30.04.2004 S. 77;

3. Richtlinie 2003/109/EG betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten
Drittstaatsangehdrigen, ABI. Nr. L 16 vom 23.01.2004 S. 44;

4. Richtlinie 2009/50/EG (ber die Bedingungen fir die Einreise und den Aufenthalt von Dritt-
staatsangehdrigen zur Ausibung einer hochqualifizierten Beschéftigung, ABIL. Nr. L 155 vom
18.06.2009 S. 17;

5. Richtlinie 2011/51/EU zur Anderung der Richtlinie 2003/109/EG zur Erweiterung ihres Anwen-
dungsbereichs auf Personen, die internationalen Schutz genieBen, ABI. Nr.L 123 vom
19.05.2011 S. 1;

6. Richtlinie 2011/95/EU Uber Normen fir die Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen Status
fur Flichtlinge oder fir Personen mit Anrecht auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des zu
gewahrenden Schutzes tber ein einheitliches Verfahren, ABI. Nr. L 337 vom 20.12.2011 S. 9;

7. Richtlinie 2011/98/EU uber ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten
Erlaubnis fir Drittstaatsangehdrige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und
zu arbeiten, sowie Uber ein gemeinsames Biindel von Rechten fir Drittstaatsarbeitnehmer, die
sich rechtmaRig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABI. Nr. L 343 vom 23.12.2011 S. 1;



8. Richtlinie 2013/25/EU zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungs-
rechts und des freien Dienstleistungsverkehrs aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, ABI.
Nr. L 158 vom 10.06.2013 S. 368.“

37. Dem § 33 werden folgende Abs. 4 bis 7 angefligt:

»(4) 815 Abs. 1 Z1 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx gilt fir Absolventinnen und
Absolventen von mindestens dreijéhrigen pflichtschulersetzenden Fachschulen ab dem Schuljahr
2011/2012.

(5) Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes LGBI. Nr. xx/xxxx als anerkannte
Lehrberechtigte oder anerkannter Lehrberechtigter oder Ausbilderin oder Ausbilder von Lehrlingen
fachlich geeignet sind, sind weiterhin zur Ausbildung von Lehrlingen fachlich geeignet.

(6) Personen, die ab dem Schuljahr 2011/2012 die Berufsbezeichnung ,,Facharbeiterin der landlichen
Hauswirtschaft* oder ,,Facharbeiter der landlichen Hauswirtschaft” erworben haben, haben die Berufs-
bezeichnung ,,Facharbeiterin l&ndliches Betriebs- und Haushaltsmanagement* oder ,,Facharbeiter 1and-
liches Betriebs- und Haushaltsmanagement* zu fiihren.

(7) Personen, die ab dem Schuljahr 2011/2012 die Berufsbezeichnung ,,Meisterin der landlichen
Hauswirtschaft* oder ,,Meister der landlichen Hauswirtschaft erworben haben, haben die Berufsbe-
zeichnung ,,Meisterin landliches Betriebs- und Haushaltsmanagement oder ,,Meister l&ndliches Betriebs-
und Haushaltsmanagement* zu fiihren.*

38. § 33a lautet:
.8 33a
Umsetzungshinweise

Mit diesem Gesetz werden folgende Richtlinien umgesetzt:
. Richtlinie 2005/36/EG;

. Richtlinie 2004/38/EG;

. Richtlinie 2003/109/EG;

. Richtlinie 2009/50/EG,;

. Richtlinie 2011/51/EU,;

. Richtlinie 2011/95/EU;

. Richtlinie 2011/98/EU;

8. Richtlinie 2013/25/EU.*
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39. Dem 8§ 34 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Die Anderungen im Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 1 und 2, 8§ 4, 7 Abs. 9, §8 8, 9 Abs. 1 und 3,
§ 11a Abs. 1, 88 11b und 11c, die Uberschrift zu § 13, § 13 Abs. 1, §8 14, 14b Abs. 5, §§ 14c, 15 Abs. 1,
4 und 5, 8 18d Abs. 3 bis 6, § 18e Abs. 1 und 2, § 18f Abs. 1, § 189 Abs. 1 und 3, § 18h Abs. 1, §§ 19, 20,
21a, 24 Abs. 1a, § 26 Abs. 2, 88 32a, 33 Abs. 4 bis 7 und § 33a in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. xx/xxxx treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft; gleichzeitig entfallen § 13
Abs. 4 und § 18;.“



Vorblatt
Problem:

1. Die Mitgliedschaft Osterreichs bei der Europdischen Union macht es erforderlich, auch die Land-
und forstwirtschaftliche Berufsaushildungsordnung 1993 - LFBAO, LGBI. Nr.51/1993, in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 79/2013, den Rechtsvorschriften in der Gemeinschaft anzupassen.
Insbesondere handelt es sich dabei um die Richtlinien 2009/50/EG, 2011/95/EU, 2011/98/EU und
2013/25/EU.

2. Das Land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildungsgesetz (Grundsatzgesetz, BGBI. Nr. 298/1990)
wurde mit BGBI. I Nr. 133/2011 und BGBI. I Nr. 157/2013 geéandert. GemaB § 22 des zitierten
Gesetzes sind diese Anderungen in den Ausfiihrungsgesetzen der Lander umzusetzen.

Inhalt/Problemldsung:

In der Land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsordnung 1993 - LFBAO, LGBI. Nr. 51/1993, in
der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 79/2013, sind die Anderungen des Land- und forstwirtschaftlichen
Berufsausbildungsgesetzes (Bundesgesetz als Grundsatzgesetz) umzusetzen. Ebenso ist die Zitierung der
EU-Richtlinien, soweit sie bereits im geltenden Gesetz umgesetzt sind, zu aktualisieren und inhaltlich
notwendige Anderungen im Gesetz umzusetzen.

Kosten:

Durch die Novelle sind Mehrkosten fur die Lehrlings- und Fachausbildungsstelle zu erwarten, da durch
die Verlangerung der Ausbildungskurse flir Facharbeiterinnen und Facharbeiter und fur Meisterinnen und
Meister ein Mehraufwand entstehen wird, welcher aber durch Erhéhung der Kursbeitrdge zum Teil
ausgeglichen werden kann.

Alternativen:

Keine

EU-Konformitat:

Ist gegeben, die Umsetzungshinweise werden durch diese Novelle fiir folgende Richtlinien aktualisiert:
CELEX 32009L0050

CELEX 32011L0095

CELEX 32011L0098

CELEX 32011L0051

CELEX 32013L0025



Erlauterungen
Allgemeiner Teil:

Die Richtlinie 2009/50/EG uber die Bedingungen fir die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaats-
angehoérigen zur Austbung einer hochqualifizierten Beschéftigung, die Richtlinie 2011/95/EU uber
Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch
auf internationalen Schutz, fur einen einheitlichen Status fur Flichtlinge oder fir Personen mit Anrecht
auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des zu gewéhrenden Schutzes und die Richtlinie 2011/98/EU
Uber ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis fur Drittstaatsangehdrige,
sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie Uber ein gemeinsames
Biundel von Rechten fiir Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtméBig in einem Mitgliedstaat aufhalten,
sind inhaltlich im 8§ 30a Abs. 3 der Land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsordnung Uber die
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach dem Recht der Europdischen Union umgesetzt. Die von
diesen Richtlinien umfassten Drittstaatsangehdrigen werden beziiglich Anerkennung vollkommen gleich
behandelt wie Staatsangehorige von Osterreich, den EU-Mitgliedstaaten, den EWR-Vertragsstaaten oder
mit Staaten, mit denen Staatsvertrdge bestehen. Aufgrund des Beitrittes Kroatiens wurde auch die
Richtlinie 2013/25/EU zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich des Niederlassungsrechts und
des freien Dienstverkehrs aufgrund des Beitrittes der Republik Kroatien erforderlich. Eine Anpassung des
bestehenden Gesetzes ist fiir die Umsetzung dieser Richtlinien nicht erforderlich, da schon die derzeitige
Formulierung die Vorgaben dieser Richtlinien erfullt. Die Richtlinien wurden im Umsetzungshinweis
erganzend zitiert.

Mit BGBI. | Nr. 133/2011 hat der Bund das Gesetz Uber die Grundsatze fiir die Berufsausbildung der
Arbeiterinnen und Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft gedndert. Es wurden vor allem auch die mit
der Novelle zum Berufsausbildungsgesetz (BAG), BGBI. | Nr. 40/2010, erfolgten Anderungen fiir die
Land- und Forstwirtschaft in das LFBAG tbernommen.

Im Wesentlichen wurden aufgrund der Anderungen durch das BGBI. I Nr. 133/2011 folgende Ande-
rungen in die Novelle der Land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsordnung des Landes aufge-
nommen:

- Anderung der Berufsbezeichnung des Lehrberufes , landliche Hauswirtschaft* und Vereinheitlichung
damit in ganz Osterreich;

- Ermdglichung einer kombinierten Ausbildung in einem Lehrberuf und in einem weiteren Aus-
bildungszweig;

- Installierung eines Vertrauensrates als Interessensvertretung fur die Jugendlichen in Ausbildungs-
einrichtungen;

- Schaffung von Regelungen beziglich der Teilnahme von Lehrlingen an internationalen Aus-
bildungsprogrammen;

- die erfolgreiche Absolvierung einer dreijahrigen land- und forstwirtschaftlichen Fachschule ersetzt
die Prufung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter;

- die Integrative Ausbildung wird an das BAG angepasst;

- Herabsetzung des Alters fiir die Zulassung zur Prifung zur Meisterin oder zum Meister auf die
Vollendung des 20. Lebensjahres;

- Anderung der Regeln fiir die Anerkennung von Lehrbetrieben, Mdglichkeit von Ausbildungsver-
béanden;

- fur die fachliche Eignung von Lehrberechtigten und Ausbildern oder Ausbilderinnen gibt es
Kriterien;

- es werden Ubergangsbestimmungen fiir einzelne Regelungen vorgesehen.

Mit BGBI. | Nr. 157/2013 erfolgten Anderungen von grundsatzgesetzlichen Bestimmungen des Land-
und forstwirtschaftlichen Ausbildungsgesetzes, die nunmehr ins Ausfihrungsgesetz des Landes einge-
arbeitet wurden.

Im Wesentlichen sind das folgende Anderungen:

- Einfuhrung einer neuen Berufsausbildung in der ,Biomasseproduktion und land- und forstwirt-
schaftlichen Bioenergiegewinnung®;

- Prazisierung der zulassigen Berufsbezeichnungen fur Lehr- und Ausbildungsberufe und damit
Vereinheitlichung in ganz Osterreich;



- Studienabschliisse von einschldgigen Universitaten und Fachhochschulen werden beim Ersatz der
Prifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter beriicksichtigt;

- Erhoéhung der Mindeststundenanzahl fur den Ausbildungskurs fiir Meisterinnen und Meister von 240
auf 360 Stunden fir Facharbeiterinnen und Facharbeiter, die die Ausbildung zur Meisterin oder zum
Meister absolvieren wollen;

- Anderungen der Zulassungsbestimmungen zur Ausbildung zur Meisterin oder zum Meister, indem
auch Personen zugelassen werden, die mindestens drei Jahre einen land- und forstwirtschaftlichen
Betrieb gefiihrt haben und mindestens 24 Jahre alt sind;

- Lehrberechtigten miissen auch fachlich didaktische Fahigkeiten vermittelt werden in den Kursen fur
Ausbilder und Ausbilderinnen.

Insgesamt dienen die Umsetzungen der Regelungen des Grundsatzgesetzgebers der Verbesserung der
Ausbildungsqualitat im land- und forstwirtschaftlichen Bereich, wie die Anhebung der Stundenzahl der
Ausbildung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter oder zur Meisterin oder zum Meister, bedarfsge-
rechte Einflihrung eines neuen Berufs oder die Anforderungen an die Ausbilder. Vor allem die An-
passungen im Bereich der integrativen Ausbildung, die Ermdglichung von Ausbildungsverbiinden, die
Regelung tber die Festlegung von Schwerpunkten in der Lehre, sowie die Teilnahme an internationalen
Ausbildungsprogrammen oder betreffend den Vertrauensrat in Ausbildungseinrichtungen und auch der
Ersatz der Prufung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter durch die erfolgreiche Absolvierung einer
dreijahrigen land- und forstwirtschaftlichen Fachschule kommt jungen Menschen zugute.

Besonderer Teil:

ZuZ1,2,3und4:

Aktualisierung des Inhaltsverzeichnisses und Einfiigung von Uberschriften.
Zu Z5(81Abs. 1lit. b):

Die Terminologie wurde an die in der Landarbeitsordnung verwendete Terminologie der ,,familien-
eigenen Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer* angepasst.

ZuZ6(81Abs. 2):
Dient der Prazisierung des Adressatenkreises des Gesetzes.
ZuZzZ7(84):

Anpassung der Berufsbezeichnungen und somit Herstellung einer einheitlichen Bezeichnung in Oster-
reich. Statt der Bezeichnung ,,Landliche Hauswirtschaft* wird nunmehr die Bezeichnung ,,La&ndliches
Betriebs- und Haushaltsmanagement® verwendet. Damit wird der neuen Entwicklung Rechnung getragen
und die Bezeichnung entspricht einem neuen, modernen Berufsbild.

Das LFBAG sieht nunmehr eine neue Berufsausbildung vor, sodass die Berufsbezeichnungen um den neu
eingefuihrten Beruf ,,Biomasseproduktion und land- und forstwirtschaftliche Bioenergiegewinnung® er-
géanzt werden.

Durch die Formulierung ,,land- und forstwirtschaftliche Bioenergiegewinnung* ist klargestellt, dass die
Ausbildung im Rahmen des land- und forstwirtschaftlichen Nebengewerbes (Ausnahme von § 2 Abs. 4
Z 9 GewO) erfolgen kann.

In den Bundeslandern Steiermark, Oberdsterreich und Niederdsterreich wurde ein Ausbildungsversuch
zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter fir Biomasse und Bioenergie durchgefiihrt, der sich bewahrt
hat. Von 2008 bis 2011 haben &sterreichweit 123 Personen diese Ausbildung absolviert. Es ist nunmehr
wichtig, diese Ausbildung auch in den gesetzlichen Bestimmungen des Burgenlandes zu verankern.

Zu Z8 (87 Abs. 9):

Es wird hiermit eine kombinierte Ausbildung in einem Lehrberuf und in einem weiteren Ausbildungs-
zweig ermoglicht. Diese Bestimmung kann etwa im Zusammenhang mit einer Lehre mit Matura zur An-
wendung kommen.

Die Lehrzeitverlangerung wird zwischen dem Lehrberechtigten und dem Lehrling (bzw. der gesetzlichen
Vertreterin oder dem gesetzlichen Vertreter) vereinbart. Diese Regelung entspricht § 5 Abs. 6 Land- und
forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz und § 13 Abs. 1a Berufsausbildungsgesetz.

Zu Z9,10und 11 (88 8 und 9 Abs. 1 und 3):

Es werden die Voraussetzungen fir die Anerkennung als Lehrbetrieb und auch als Lehrberechtigte oder
Lehrberechtigter geregelt. Die Regelungen entsprechen der Grundsatzgesetzgebung.



Die fachliche Eignung als Lehrberechtigte oder Lehrberechtigter wird auch auf Absolventinnen und
Absolventen der Fachhochschulen mit einschlégiger Studienrichtung erweitert; diese waren bisher nicht
umfasst.

Abs. 7 und 8 regeln den ,,Ausbildungsverbund“ und tbernehmen damit dieses bereits seit dem Jahr 1993
im allgemeinen Berufsausbildungsrecht (vgl. § 2a Berufsausbildungsgesetz) etablierte Institut auch fur
die land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildung. Auch Betriebe, die nicht im vollen Umfang die fur
einen bestimmten Lehrberuf wesentlichen Fertigkeiten und Kenntnisse vermitteln kénnen, sind damit
trotzdem in der Lage, Lehrlinge auszubilden. Diese Fertigkeiten und Kenntnisse werden in einer ergan-
zenden Ausbildung durch Ausbildungsmanahmen in einem anderen geeigneten Betrieb oder einer
anderen geeigneten Einrichtung vermittelt.

Abs. 9 regelt die ,,schwerpunktmaRige Ausbildung” nunmehr auch fir den Bereich der land- und forst-
wirtschaftlichen Berufsausbildung.

Abs. 10 soll die sachgeméaRe Ausbildung gewahrleisten und bestimmt Verhdltniszahlen zwischen der Zahl
der in einem Betrieb auszubildenden Lehrlingen und der Zahl der dort tatigen Ausbilderinnen und Aus-
bilder.

In den 88 8 und 9 der LFBAO sind die Bestimmungen betreffend die Voraussetzungen zur Anerkennung
als Lehrbetrieb, die erforderlichen fachlichen Voraussetzungen fir die Lehrberechtigten und den Aner-
kennungsvorgang geregelt. Diese beiden Regelungen zusammen entsprechen inhaltlich den Bestimmun-
gen des § 15 LFBAG.

Zu Z 12 (§ 11a Abs. 1 letzter Satz):

Einen Meldungsverpflichtung flr die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle
an die Land- und Forstwirtschaftsinspektion entsprechend dem § 15 Abs. 1 LFBAG wurde eingefihrt.

Zu Z 13 (8§ 11bund 11 c):

Das Regierungsprogramm der Bundesregierung fiir die XXIV. Gesetzgebungsperiode sieht die gesetz-
liche Verankerung einer Interessensvertretung fir Jugendliche in Uberbetrieblichen Ausbildungsein-
richtungen vor. Mit § 15b des Grundsatzgesetzes wird dieses Vorhaben nach dem Vorbild des § 30c des
Berufsausbildungsgesetzes auch fir die Land- und Forstwirtschaft umgesetzt.

Da die Teilnahme an internationalen Ausbildungsprogrammen durchaus von Interesse flr die Auszu-
bildenden ist, werden hier detaillierte Regelungen betreffend die Anrechnung an die Lehrzeit getroffen.

Zu Z 15 (§ 13 Abs. 1 Z 3):

Das Stundenausmal fir die Vorbereitungskurse zur Prifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter
wird auf 200 Stunden angehoben, um eine fachlich fundierte Ausbildung bieten zu kénnen. Diese An-
hebung soll in allen L&ndergesetzen erfolgen, damit ein einheitliches Ausbildungsniveau in allen
Bundesléndern gewahrleistet ist.

Zu Z 17 (8§ 14):

Hier wird geregelt unter welchen Voraussetzungen eine Nachsicht von den Voraussetzungen zur Priifung
zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter erteilt werden darf. Die Nachsicht erteilende Stelle soll nicht
mehr die Landesregierung sondern die land- und forstwirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungs-
stelle sein, da diese aufgrund des standigen Umganges mit Ausbildungsfragen als dafiir kompetente Stelle
diese Entscheidung treffen sollte und unnétiger zusétzlicher Verwaltungsaufwand vermieden wird. Die
Regelung der Zustandigkeit entspricht auch § 13 Abs. 2 LFBAG.

Zu Z 18 (8§ 14b Abs. 5):
Anpassung der Diktion an die Bezeichnung des Bundesministeriums.
Zu Z 19 (8 14c):

Die Berufsbezeichnung fiir Facharbeiterinnen und Facharbeiter wird entsprechend der einheitlichen
Diktion der Bezeichnung der Berufe im § 4 nunmehr in einer gesonderten Bestimmung geregelt wird.

Zu Z 20 (8§ 15 Abs. 1):

Bisher war gemaR § 15 Abs. 1 Z 1 der LFBAO fir den Ersatz der Prifung zur Facharbeiterin oder zum
Facharbeiter sowohl der erfolgreiche Besuch einer dreijahrigen land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schule als auch eine mindestens einjéhrige einschlagige praktische Tatigkeit erforderlich. Das Kriterium
der mindestens einjahrigen praktischen Tétigkeit wird nun nicht mehr als erforderlich erachtet, weil auch
wahrend der Fachschulzeit Praktika absolviert werden und auch die Ausbildung in den haufig ange-
schlossenen Lehrbetrieben eine ausreichende praktische Erfahrung sicherstellen.



Auf die Ubergangsbestimmungen in Z 37 (§ 34 Abs. 4 LFBAO) fiir bereits absolvierte Ausbildungen zur
Facharbeiterin oder zum Facharbeiter wird hingewiesen. Die Fristen bezuglich der Anwendung wurden in
einer Arbeitsgruppe fir alle Bundeslénder einheitlich vereinbart und werden auch Uberall so umgesetzt.
So soll eine Gleichstellung aller Absolventinnen und Absolventen im gesamten Bundesgebiet erfolgen.

Zu Z 21 (8 15 Abs. 4):

Durch die Novelle BGBI. | Nr. 157/2013 wird neben dem erfolgreichen Besuch einer héheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalt oder einer Universitat fir Bodenkultur nunmehr auch der Besuch einer
einschlagigen Universitat oder Fachhochschule als Ersatz der Lehre und die Prifung zur Facharbeiterin
oder zum Facharbeiter anerkannt, sofern damit das Berufsbild der jeweiligen Lehre umfasst ist und der
Prufung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter in den einschldgigen Ausbildungsbereichen entspricht.

Zu Z 22 (8§ 15 Abs. 5):

Das Recht zur Uberpriifung und Entscheidung der ,,Einschligigkeit” hat die zustandige land- und forst-
wirtschaftliche Lehrlings- und Fachausbildungsstelle. Um zu gewabhrleisten, dass die Beurteilung der
»Einschldgigkeit” bundesweit einheitlich ist, soll daher auch die Bundes-Lehrlings- und Fachausbildungs-
stelle gehort werden.

Zu Z 23 (8§ 18d Abs. 3 bis 6):

Es kommt zu Erleichterungen im Bereich der integrativen Ausbildung. So kann mit Menschen mit Be-
hinderung bei Vorliegen gesundheitlicher Griinde eine Reduktion der téglichen oder wdchentlichen
Normalarbeitszeit vereinbart werden. Bei Lehrverhéltnissen ist dieses im Ausmal® der Reduktion der
Normalarbeitszeit zu verl&ngern.

Zu Z 24 (8§ 18e Abs. 1 und 2):

Diese Regelung ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass fir die integrative Ausbildung grundsatzlich nur
Personen in Betracht kommen, die das Arbeitsmarktservice zuvor nicht in ein Lehrverhdltnis vermitteln

konnte. Bei einem Wechsel der Ausbildungsform ist daher kein Vermittlungsversuch des Arbeitsmarkt-
services erforderlich, da dieses gar nicht involviert ist.

Zu Z 25 und 26 (8§ 18e Abs. 1 Z 2 (neu) und § 18f Abs. 1):

Anpassung der Diktion ,,Bundessozialamt® an die neue Bezeichnung ,,Sozialministeriumservice*.

Zu Z 27 (8§ 18g Abs. 1):

Bisher konnte eine Abschlusspriifung durchgefiihrt werden, nun ist sie verpflichtend, um ein einheitliches

Niveau herzustellen. Weiter wurde festgehalten, dass die Priifung im Lehrbetrieb oder einer sonstigen
Einrichtung stattfinden kann.

Zu Z 28 (§ 18g Abs. 3):

Die verbindliche Feststellung von Fertigkeiten und Kenntnissen im Abschlussprifungszeugnis ist fiir
kiinftige Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wichtig und verbessert die Chancen bei der Arbeitssuche.

Zu Z 29 (§ 18h Abs. 1):

Bei einem Wechsel von einer reguléren Lehrausbildung in eine integrative Berufsausbildung ist nunmehr
die Bestatigung der Berufsausbildungsassistenz erforderlich, dass die betreffende Person die begonnene
reguldre Lehrausbildung voraussichtlich nicht erfolgreich abschlieBen wird kénnen.

Zu Z 30 (8 18j entfallt):

Kann aufgrund der bereits abgelaufenen Frist entfallen, da diese Bestimmung nicht mehr notwendig ist.
Zu Z 31 (8 19):

Die Bestimmungen zur Zulassung zur Priifung zur Meisterin oder zum Meister wurden entsprechend dem
§ 12 LFBAG vereinheitlicht.

Die Mindeststundenanzahl eines zu besuchenden Meisterkurses wird nunmehr auf 360 Stunden statt vor-
her 240 Stunden erhtht. Mit der Erhéhung soll den neuen fachlichen Anforderungen besser entsprochen
werden und es ist damit auch die Voraussetzung geschaffen, dass ausreichend Zeit fur die Vertiefung in
Spezialbereichen vorhanden ist. Die Voraussetzung der mindestens dreijahrigen Betriebsfiihrung bezieht
sich sowohl auf Betriebe, die im Nebenerwerb als auch auf Betriebe, die im Haupterwerb gefiihrt werden.
Das Zulassungsalter zur Prifung wurde jeweils um ein Jahr herabgesetzt.

Zu Z 32 (8§ 20):

Die Bestimmung beziiglich der Nachsicht von den Zulassungsvoraussetzungen zur Priifung zur Meisterin
oder zum Meister entspricht den Ausnahmebestimmungen des § 13 Abs.1 und 3 LFBAG, und die



erforderliche Mindeststundenanzahl von 360 Stunden flr einen VVorbereitungskurs fir Meisterinnen und
Meister wurde den Bestimmungen des § 19 LFBAO angepasst.

Zu Z 33 (§ 21a):

Entsprechend dem § 12 Abs. 4 und 5 LFBAG wird konkretisiert, wann eine Prifung zur Meisterin oder
zum Meister als erfolgreich abgelegt gilt, und die Berufsbezeichnungen werden ebenso wie bei den
Bezeichnungen flir die Facharbeiterinnen und Facharbeiter und entsprechend dieser Formulierungen
vereinheitlicht.

Zu Z 34 (8§ 24 Abs. 1a):

Ergénzung zu den Bestimmungen der Ausbildungs- und Priifungsordnung zur schwerpunktmaRigen
Ausbildung in Lehrbetrieben.

Zu Z 35 (§ 26 Abs. 2 Z 2):

Hier werden auch die eingetragenen Partnerinnen und Partner in die Befangenheitsbestimmungen bezig-
lich der Zusammensetzung der Prifungskommission aufgenommen und somit den Ehegattinnen und
Ehegatten gleichgestellt.

Zu Z 36 und 38 (88 32a, 33a):

Anpassung der Zitate der Gesetze an die geltende Rechtslage und der Richtlinien entsprechend den
Legistischen Richtlinien 1990 und Ergénzung der umgesetzten Richtlinien.

Zu Z 37 (8 33 Abs. 4 bis 7):

Hier werden die erforderlichen Ubergangsbestimmungen definiert. Die Bestimmung beziiglich den Ersatz
der Prifung zur Facharbeiterin oder zum Facharbeiter durch den erfolgreichen Besuch einer dreijahrigen
land- und forstwirtschaftlichen Fachschule soll 6sterreichweit fir alle Absolventinnen und Absolventen
gelten, die ab 2011/2012 diese Fachschulen abgeschlossen haben. Der Zeitpunkt wurde deshalb gewahlt,
da das BGBI. I Nr. 133/2011 mit der diesbeziiglichen Grundsatzbestimmung im 8§ 8 Abs. 2 LFBAG mit
28.12.2011 in Kraft getreten ist.

Ebenso soll bereits fur diese Absolventinnen und Absolventen bereits die neue Bezeichnung ,,l&ndliches
Betriebs- und Haushaltsmanagement* angewendet werden.



	1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem Eintrag „§ 11a Ausbildungseinrichtungen“ die Einträge „§ 11b Vertrauensrat in Ausbildungseinrichtungen“ und „§ 11c Teilnahme an internationalen Ausbildungsprogrammen“ eingefügt.
	2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 13:
	3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag „§ 14b Ausbildungsversuche“ der Eintrag „§ 14c Berufsbezeichnung der Facharbeiterin oder des Facharbeiters“ eingefügt.
	4. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag „§ 21 Erwerb und Nachweis besonderer Fähigkeiten“ der Eintrag „§ 21a Berufsbezeichnung der Meisterin oder des Meisters“ eingefügt.
	5. § 1 Abs. 1 lit. b lautet:
	6. § 1 Abs. 2 lautet:
	7. § 4 lautet:
	„§ 4
	8. Dem § 7 wird folgender Abs. 9 angefügt:
	9. § 8 lautet:
	„§ 8
	10. § 9 Abs. 1 lautet:
	11. In § 9 Abs. 3 wird das Zitat „§ 8 Abs. 1 bis 6“ durch das Zitat „§ 8 Abs. 1 bis 4“ ersetzt.
	12. Dem § 11a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	13. Nach § 11a werden folgende §§ 11b und 11c eingefügt:
	„§ 11b
	§ 11c
	14. Die Überschrift zu § 13 lautet:
	15. In § 13 Abs. 1 Z 3 wird die Zahl „140“ durch die Zahl „200“ ersetzt.
	16. § 13 Abs. 4 entfällt.
	17. § 14 lautet:
	„§ 14
	18. In § 14b Abs. 5 wird die Wortfolge „Wirtschaft und Arbeit“ durch die Wortfolge „Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz“ ersetzt.
	19. Nach § 14b wird folgender § 14c eingefügt:
	„§ 14c
	20. § 15 Abs. 1 lautet:
	22. Dem § 15 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	23. Dem § 18d werden folgende Abs. 3 bis 6 angefügt:
	24. Der bisherige Text des § 18e erhält die Absatzbezeichnung „(1)“ und folgender Abs. 2 wird angefügt:
	25. In § 18e Abs. 1 Z 2 (neu) wird das Wort „Bundessozialamts“ durch das Wort „Sozialministeriumservices“ ersetzt.
	26. In § 18f Abs. 1 wird das Wort „Bundessozialamt“ durch das Wort „Sozialministeriumservice“ ersetzt.
	27. § 18g Abs. 1 lautet:
	28. § 18g Abs. 3 lautet:
	29. Dem § 18h Abs. 1 wird folgender Text angefügt:
	30. § 18j entfällt.
	31. § 19 lautet:
	„§ 19
	32. § 20 lautet:
	33. Nach § 21 wird folgender § 21a eingefügt:
	„§ 21a
	34. In § 24 wird nach dem Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	35. In § 26 Abs. 2 Z 2 wird die Wortfolge „wer mit der Prüfungskandidatin oder dem Prüfungskandidaten verheiratet“ durch die Wortfolge „wer Ehegattin oder Ehegatte oder eingetragene Partnerin oder eingetragener Partner der Prüfungskandidatin oder des ...
	36. § 32a lautet:
	„§ 32a
	37.  Dem § 33 werden folgende Abs. 4 bis 7 angefügt:
	38. § 33a lautet:
	39. Dem § 34 wird  folgender Abs. 3 angefügt:
	Vorblatt
	Problem:
	Inhalt/Problemlösung:
	Kosten:
	Alternativen:
	EU-Konformität:

	Erläuterungen
	Allgemeiner Teil:
	Besonderer Teil:
	Zu Z 1, 2, 3 und 4:
	Zu Z 5 (§ 1 Abs. 1 lit. b):
	Zu Z 6 (§ 1 Abs. 2):
	Zu Z 7 (§ 4):
	Zu Z 8 (§ 7 Abs. 9):
	Zu Z 9, 10 und 11 (§§ 8 und 9 Abs. 1 und 3):
	Zu Z 12 (§ 11a Abs. 1 letzter Satz):
	Zu Z 13 (§ 11b und 11 c):
	Zu Z 15 (§ 13 Abs. 1 Z 3):
	Zu Z 17 (§ 14):
	Zu Z 18 (§ 14b Abs. 5):
	Zu Z 19 (§ 14c):
	Zu Z 20 (§ 15 Abs. 1):
	Zu Z 21 (§ 15 Abs. 4):
	Zu Z 22 (§ 15 Abs. 5):
	Zu Z 23 (§ 18d Abs. 3 bis 6):
	Zu Z 24 (§ 18e Abs. 1 und 2):
	Zu Z 25 und 26 (§ 18e Abs. 1 Z 2 (neu) und § 18f Abs. 1):
	Zu Z 27 (§ 18g Abs. 1):
	Zu Z 28 (§ 18g Abs. 3):
	Zu Z 29 (§ 18h Abs. 1):
	Zu Z 30 (§ 18j entfällt):
	Zu Z 31 (§ 19):
	Zu Z 32 (§ 20):
	Zu Z 33 (§ 21a):
	Zu Z 34 (§ 24 Abs. 1a):
	Zu Z 35 (§ 26 Abs. 2 Z 2):
	Zu Z 36 und 38 (§§ 32a, 33a):
	Zu Z 37 (§ 33 Abs. 4 bis 7):


